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Drucksadie Nr. 4071 


Der Bundesminister der Finanzen 

LA 3620 - 5/53 Bonn, den 5. Februar 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.s Kleine Anfrage Nr. 317 der Fraktion der SPD - Nr. 4015 der Druck- 
sachen - Gebühren für Urkunden 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

ZU 1: 

Die Ansicht, daß die Erholung von Erb- 
scheinen, beglaubigten Urkunden ubw. zu 
den Beweishandlungen gehört, die nach § 33 
Abs. 1 des Feststellungsgesetzes (nicht § 44 
Abs. 1 FG) von Amts wegen zu erfolgen hat, 
entspricht nicht der gesetzlichen Regelung. 
§ 33 Abs. 1 des Feststellungsgesetzes und 
ebenso § 330 Abs. 1 des Lastenausgleichs- 
gesetzes verpflichten zwar die Ausgleichsbe- 
hörden, alle beweiserheblichen Umstände zu 
berücksichtigen und notfalls eigene Nachfor- 
schungen anzustellen, entbinden aber den 
Antragsteller nicht davon, die für die Geltend- 
machung seines Schadens erford erlichen Unter- 
lagen (Beweismittel) selbst beizubringen. Dies 
ergibt sich insbesondere aus § 35 Abs. 2 des 
Feststellungsgesetzes (§331 Abs. 2 LAG), wo- 
nach Angaben, die nicht bewiesen oder nicht 
mit einer ernstliche Zweifel ausschließenden 
Wahrscheinlichkeit dargetan, also glaubhaft 
gemacht sind, bei der Schadensfeststellung 
und im Lastenausgleich nicht berücksichtigt 
werden. 

Die für die Beschaffung von Beweisunter- 
lagen entstehenden Kosten fallen dem Antrag- 
steller zur Last. Von den Ausgleichsbehörden 
können diese Kosten nicht übernommen 
werden. Nur soweit die Ausgleichsbehörden 
selbst Beweis erheben, z. B. weil die beige- 
brachten Unterlagen zu Zweifeln Anlaß geben, 
gehen die Kosten hierfür zu Lasten der Aus- 
gleichsbehörden. 


Zu 2: 

Die für die Begründung des Antrags auf 
Schadensfeststellung notwendigen Unterlagen 
(Beweismittel) müssen dem Ausgleichsamt 
vor seiner Entscheidung vorliegen. Nicht 
notwendig ist, daß die Beweismittel schon 
dem Feststellungsantrag beigefügt werden ; 
sie können auch nachgereicht oder auf An- 
forderung dem Ausgleichsamt zur Verfügung 
gestellt werden. Hierauf ist in den Vorbemer- 
kungen zum Antrag auf Schadensfeststellung 
(Formblatt LA 2) unter Ziffer 2 ausdrücklich 
wie folgt hingewiesen worden: 

„Urkunden sollen in Urschrift nicht beigefügt 
werden. Die Beifügung von beglaubigten Ab- 
schriften, Lichtbildern, Fotokopien, die zur 
Verfügung stehen, wird empfohlen; Unter- 
lagen können auch nachgereicht werden. In 
jedem Fall soll jedoch angegeben werden, 
welche Beweismittel (Urkunden, Zeugen usw.) 
für die einzelnen Angaben zur Verfügung 
stehen.” 

Da sich dieser Hinweis auf jedem Feststel- 
lungsantrag befindet, halte ich eine besondere 
öffentliche Bekanntgabe nicht für erforderlich. 

Zu 3: 

Die Frage der Befreiung von Gebühren für 
Erbscheine, die für die Durchführung des Fest- 
stellungsverfahrens benötigt werden, ist auf 
meine Anregung von dem Herrn Bundes- 
minister der Justiz im Benehmen mit den 
Landesjustizverwaltungen bereits vor einiger 
Zeit geprüft worden. Der Herr Bundesmini- 
ster der Justiz hat mir mitgeteilt, daß zu 
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einer allgemeinen Gebührenbefreiung im 
Wege einer von der Bundesregierung zu er- 
lassenden Rechtsverordnung auf Grund des 
§ 364 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes 
keine Möglichkeit besteht, da die Landes- 
justizverwaltungen, denen die Gebühren zu- 
fließen, nicht seiner Dienstaufsicht unterstehen. 
Die Landesjustizverwaltungen haben ihrer- 
seits die Möglichkeiten einer allgemeinen 
Gebührenbefreiung auf Grund des § 2 der 
Verordnung über die Einführung der Reichs- 
haushaltsordnung in der Justizverwaltung 
vom 20. März 1935 (RGBl. I S. 406) oder der 
in einzelnen Ländern an Stelle dieser Ver- 
ordnung erlassenen Vorschriften geprüft, sich 
aber angesichts der schwierigen Finanzlage 
der Länder übereinstimmend gegen eine 
solche Gebührenbefreiung ausgesprochen und 
es für ausreichend gehalten, daß die Gerichts- 
kosten in geeigneten Einzelfällen auf Antrag 
ganz oder teilweise erlassen oder niederge- 
schlagen werden können. Entsprechende An r 
träge sollen wohlwollend behandelt werden. 

Der Herr Bundesminister der Justiz hat ferner 
darauf hingewiesen, daß im Rahmen der von 
den Landesjustizverwaltungen geübten Praxis 
Härten insbesondere auch dadurch beseitigt 
werden können, daß für die Erteilung eines 
Erbscheines und der zu seiner Erlangung 
abzugebenden eidesstattlichen Versicherungen 
für die Gebührenberechnung nach § 99 Abs. 2, 
§ 43 Abs. 2 der Kostenordnung der Wert des 
Nachlasses im Zeitpunkt des Erbfalles zu Grun- 
de gelegt werden kann. Schließlich hat er darauf 
aufmerksam gemacht, daß nach Artikel 8 
Nr. 121 des Gesetzes zur Wiederherstellung 
der Rechtseinheit auf dem Gebiet der Ge- 
richtsverfassung, der bürgerlichen Rechtspflege, 
des Strafverfahrens und des Kostenrechts vom 
12. September 1950 (BGBl. S. 455) für das Ver- 


fahren des Nachlaßgerichts einschließlich der 
damit zusammenhängenden Beurkundungen 
die Gerichtsgebühren nur zur Hälfte erhoben 
werden, wenn der Tod des Erblassers oder 
seine Todeserklärung die unmittelbare Folge 
eines Kriegsereignisses ist; soweit die Amts- 
handlungen (z. B. Beurkundungen) von No- 
taren vorgenommen werden, erstreckt sich 
die Ermäßigung auch auf die Notargebühren. 
Abkömmlinge, Eltern und der Ehegatte des 
Erblassers sind von der Zahlung der Gerichts- 
gebühren in diesen Fällen befreit, wenn der 
Wert des Nachlasses nach Abzug der Schulden 
nicht mehr als 5000 Deutsche Mark beträgt; 
die Notargebühren werden nach den Vor- 
schriften über die Anwendung der Gebühren- 
befreiungsvorschriften auf die Notare (Ver- 
ordnung vom 15. April 1936 - RGBl. I. S. 368) 
ermäßigt. 

Soweit zur Erlangung von Erbscheinen eine 
Todeserklärung erforderlich ist, werden nach 
Artikel 2 § 6 des Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften des Verschollenheitsrechts 
vom 15. Januar 1951 (BGBl. I S. 59) für das 
Todeserklärungsverfahren vor den Amtsge- 
richten Gebühren und Auslagen nicht erho- 
ben, wenn die Person, die für tot erklärt 
werden soll, vor dem 1. Juli 1948 im Zu- 
sammenhang mit den Ereignissen oder Zu- 
ständen des letzten Weltkrieges vermißt 
worden ist; das gleiche gilt für Verfahren 
bei Feststellung der Todeszeit. 

Für die Erteilung von Erbscheinen und 
sonstigen Urkunden durch die Gerichte be- 
stehen hiernach weitgehende Befreiungs- 
möglichkeiten, durch die den Geschädigten 
die Beschaffung solcher Urkunden erleichtert 
wird. 


Schaffer 



